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Ein Minister, dessen ministrable Realexistenz mir immer erst
dann  wieder  bewusst  wird,  wenn  er  sich  zu  ziemlich
unwesentlichen Politikbereichen äußert (vermutlich geschieht
das immer dann, wenn er sich von der allgemeinen Vergessenheit
bedroht sieht); diesem Minister also (es handelt sich um einen
gewissen Christian Schmidt aus der unvermeidlichen CSU) fiel
es ein, dass er sich nach wiederholtem Flachsinn, den sein
heimischer Ministerpräsident Seehofer von sich gegeben hat,
auch mal wieder zu Wort melden musste.

Erstens,  um  den  Nachweis  zu  erbringen,  dass  es  ein
Bundesagrarministerium  wirklich  gibt.

Natürlich  künstlich:  Wurst
und  Käse  aus  dem  Kinder-
Kaufladen.  (Foto:  Bernd
Berke)

Zweitens, um den Nachweis zu erbringen, dass nicht nur sein
Ministerpräsident  in  München  dummes  Zeug  mundartlich
verbreiten  kann.

Drittens,  um  zu  zeigen,  dass  ein  deutsches
Bundesagrarministerium im Themenzusammenhang mit dem TTIP –
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das ist ein Abkommen zwischen EU und den USA, das den freien
Handel  zwischen  den  Kontinenten  nach  Jahrhunderten  der
boshaften Vorschriftengrenzziehungen erst möglich machen soll
(das war ein Scherz!), dass also dieses Bundesagrarministerium
etwas zu sagen hat.

Und was sagt er Herr Schmidt? „Wenn wir die Chancen eines
freien Handels mit dem riesigen amerikanischen Markt nutzen
wollen, können wir nicht mehr jede Wurst und jeden Käse als
Spezialität schützen!“ Seitdem ich das las, frage ich mich, ob
er mit Wurst vielleicht sich selbst meinte und mit Käse das,
was er da erzählt.

Aber im Ernst. Der bodenständige Bayer Schmidt will mit seinen
generösen Angeboten den Amis ein Zückerchen hinwerfen, das es
ihnen  erleichtert,  dem  Abkommen  zuzustimmen,  dessen
Verhandlungsinhalte hierzulande nur wenigen und denen auch nur
rangbedingt in ausreichendem Maße bekannt sind (wird ja von
der EU verhandelt).

Ob Thüringer Bratwurst, Allgäuer Emmentaler, Oude Gouda oder
Schwarzwälder  Schinken,  das  könnten  doch  wohl  keine
Hindernisse sein, bloß weil der Herkunftshinweis EU-rechtlich
geschützt ist. „Es wäre unseren amerikanischen Handelspartnern
schwer  vermittelbar,  dass  sie  keinen  Tiroler  Speck  oder
Holländischen Gouda zu uns exportieren dürften, wenn wir in
Europa selbst den Schutz nicht konsequent durchsetzen würden“,
wird er vom „Spiegel“ zitiert.

Au  weia.  Ich  sehe  schon  die  blühende  Freihandelszukunft:
„Original  Holländischer  Gouda“  aus  Wisconsin.  Gleichzeitig
droht  dem  Mimolette  (dem  Gouda  ähnlicher  Festkäse  aus
Frankreich)  die  Massenvernichtung  durch  den  amerikanischen
Zoll.  Oder  „Original  Schwarzwälder  Schinken“  von  Monsanto
(amerikanischer  Saatgutkonzern,  der  eigene  Schweineherden
weltweit patentieren lassen will, weil die Viecher so schön
schnell  wachsen).  Oder  wie  wäre  es  mit  „Original  Pfälzer
Saumagen“ oder „Original Thüringer Bratwurst“ aus Milwaukee?



Im Gegenzug, so schwebt es dem pfiffigen Herrn Schmidt vor,
könnte man seitens der USA ja auf die ominösen Chlor-Hähnchen
verzichten.

Mieses  Geschäft.  Wie  wäre  es  denn,  wenn  wir  aus  Sachsen
„Original BigMacs“ liefern, aus Bayern mit den Produktion von
„Original Kentucky Fried Chicken“ auf den Markt der noch nicht
erschlossenen Märkte träten? Oder wenn wir den Bremer Labskaus
in New Mexico anböten (ach nein, dem würde ja gleich wieder
von  der  dortigen  Lebensmittelaufsicht  wegen  seines
Erscheinungsbildes  das  Schicksal  des  Mimolette-Käses
angedroht).

Aber nochmal, im Ernst. Der famose Herr Schmidt schafft es mit
ein paar geplapperten Sätzen, die dann auch noch todernst via
„Spiegel“  breit  getreten  werden,  die  Bedrohungen  des  TTIP
(„Transatlantic Trade and Investment Partnership“) auf Chlor-
Hähnchen  und  Bratwürste  zu  reduzieren.  Dabei  sind  die
ernsthaften Kritiker dieser Befreiung des Handels hin zu einer
Machtübergabe  an  weltweit  operierende  Konzerne  (Stichwort
Investorenschutzklage) auf ganz anderen Ebenen unterwegs und
haben sich ernsthaft mit den möglichen Folgen und der damit
verbundenen  Entdemokratisierung  zugunsten  einer  gierigen
Wirtschaft auseinander gesetzt.


